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1. Einführung 
a) altes Recht, 
b) neues Recht, 
2. Umfang der Steuerpflicht, 
8. Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb und Vermögensverwaltung 


1. Einführung 


Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögens— 
maſſen (im folgenden abgekürzt: Körperſchaften), die aus- 
ſchließlich gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke verfolgen, find ſteuerbegünſtigt. Die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Steuerbegünſtigung find gegenüber 

em früheren Recht abgeändert worden. 


a) Altes Recht 


89 Abſatz 1 Ziffer 7 KSt 1925 gemäß waren Körper- 
ſchaften, die nach der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Ver⸗ 
faſſung ausſchließlich gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen, von der Körperſchaft⸗ 
ſteuer befreit. Die Steuerbefreiung erſtreckte ſich auch 
auf die von den Körperſchaften unterhaltenen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebe, wenn die Erträge dar- 
aus für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verwendet 
wurden. Es war unerheblich, daß die ſteuerbefreite Körper⸗ 
ſchaft durch die Geſchäftsbetriebe in Wettbewerb zu ſteuer⸗ 
pflichtigen Unternehmen trat und dieſe ſchädigte. Dieſe 
Regelung führte zu einer ſteuerlich nicht vertretbaren Benad)- 
teiligung der privaten Unternehmen. Es wurde daher durch 
die Verordnung vom 1. Dezember 1930 (RG Bl 11930 S. 517 
u. f.) 89 Abſatz 1 Ziffer? KStG 1925 dahin ergänzt, daß ge⸗ 
meinnützige oder mildtätige Körperſchaften nur dann von 
der Körperſchaftſteuer befreit ſind, wenn ſie keinen 
über eine Vermögensverwaltung hinausgehenden wirtſchaft— 
lichen Geſchäftsbetrieb unterhalten. Lag ein ſolcher Ge- 
ſchäftsbetrieb vor, dann wurde die Körperſchaft mit ihren 
geſamten Einkünften zur Körperſchaftſteuer herangezo⸗ 
gen, auch wenn ſie ausſchließlich gemeinnützige oder mild— 
tätige Zwecke verfolgte. 


a) Begriff, 

b) Abgrenzung von der Vermögensverwaltung, 
4. Steuerlich unſchädliche wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe, 
.Geſchäftsverkehr zwiſchen Körperſchaft und ihren Betrieben, 
6. Ermittlung der Einkünfte und des Vermögens. 


* 


§ 4 Abſatz 1 Ziffer 6 VSt 1931 gemäß wurden ge- 
meinnützige oder mildtätige Körperſchaften nur mit dein 
Vermögen beſteuert, das den von ihnen unterhaltenen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieben ge- 
widmet war. 


b) Neues Recht 

Die Beſteuerung gemeinnütziger oder mildtätiger Kör— 
perſchaften iſt durch die Steuergeſetzgebung des Jahres 1931 
auf eine neue Grundlage geſtellt worden. # 

§ 4 Abſatz 1 Ziffer 6 KStG, § 3 Abſatz 1 Ziffer 6 
Steh gemäß find Körperſchaften, die nach der 
Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Ver⸗ 
faſſung und nach ihrer tatſächlichen Ge⸗ 
ſchäftsführung ausſchließlich und unmit- 
telbar gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienen, von der Körperſchaftſteuer und 
Vermögenſteuer befreit. Unterhalten ſie einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, der über 
den Rahmen einer Vermögens verwaltung 
hinausgeht, dann ſind ſie inſoweit ſteuerpflichtig. 

Dieſe Körperſchaften unterliegen § 5 Ziffer 6 GewStG; 
gemäß mit ſolchen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieben (aus⸗ 
genommen Landwirtſchaft und Forſtwirtſchaft) auch der 
Gewerbeſteuer. 


2. Umfang der Steuerpflicht 

Die Steuerpflicht beſchränkt ſich ſachliſch nur dann auf 
Einkünfte und Vermögen der wirtſchaftlichen Geſchäftsbe⸗ 
triebe, wenn die Körperſchaft alle ſteuerlichen 
Merkmale der Gemeinnützigkeitoder Nild⸗ 
tätigkeit erfüllt (Hinweis auf 8$ 9 bis 11 der Erſten 


KSIDVD, 88 1 bis 3 VSt Ded 1935 und $ 7 der er 
GewSt). Liegen dieſe Merkmale nicht vor, dann Lit 
die Körperſchaft in vollem Umfang ſteuerpflichtig. Sie 


N N 
ur I, 


a 0 „ ausnahmsweiſe nicht 


u 


kann nicht einwenden, daß nur Einkünfte und Vermögen 3. Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb und Vermö eusverwal⸗ 
ihrer wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe zu ke 14 tung 5 1 1 Er 5 Lil & * 
Beiſpiel A: f 222 33 R 4. * .. . 

Ein geiſtlicher Orden hat Einkünfte aus Kapitalbermögen §.11 Abſatz 1 der Erſten KSt DVBO gemäß iſt ein wirt⸗ 

und aus Vermietung und Verpachtung. Er unterhält Alters⸗ ſchafklicher Geschäfte betrieb, „eine planmäßige wirtſchaftliche 

heime, Erholungsheime, Krankenhäuſer und hat auch Ein⸗ Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen oder anderen wirt⸗ 


künfte aus der Geſtellung von Arbeitskräften an Dritte. 


Der Orden iſt, weil er die Selbſtheilign ng ſeiner 
Mitglieder als Hauptzweck verfolgt, ſchon aus dieſem Grund 
nicht ausſchließlich gemeinnützig (Hinweis auf 
RStBl 1938 S. 1180 Nr 1141).) Er iſt mit den geſam⸗ 
ten Einkünften und mit dem geſamten Ver- 
mögen ſteuerpflichtig. 
Beiſpiel B: 

Eine Stiftung des bürgerliche 
Kapitalvermögen und aus Vermietung und Verpachtung. Sie 
unterhält Krankenhäuſer und Erholungsheime. Die Prüfe 
hat ergeben, daß die Stiftung auch im Sinn des Steuerrechts 
gemeinnützig iſt. 


n Rechts hat Einkünfte aus 


— 


Die Steuerpflicht der Stiftung beſchränkt ſich ja ch lich 
auf die von ihr unterhaltenen über eine Vermögensverwal. 
tung hinausgehenden wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe. Die 
verzinsliche Anlegung bon Kapitalvermö⸗ 
gen und die Vermietung und Verpachtung ſind 
in der Regel reine Vermögensverwaltungen 
(Hinweis auf Abſchnitt 3 b). Dieſe Vermögensteile und die 
Einkünfte daraus ſind daher nicht ſteuerpflichtig. 
Beiſpiel C: . 
Sachverhalt wie im Beiſpiel B. Die Satzung der 
Stiftung entſpricht nicht den ſteuerlichen Vorſchriften (Hinweis 
auf § 10 Abſatz 1 Ziffer 3b der Erſten StD). Die 
ſonſtigen Vorausſetzungen für die Steuerbegünſtigung wegen 
Gemeinnützigkeit ſind erfüllt. 


Der Satzungsmangel begründet nicht ohne 
weiteres die volle Steuerpflicht der Stiftung. Es iſt in 
den Erlaſſen vom 15. Juli 1939 — 8 1291 — 113 DIR 
(RSEBL 1939 S. 857 Nr 841) und vom 18. Januar 1940 
8 1291 — 118 III K (RStBl 1940 S. 64 Nr 66) die Frage 
geregelt worden, wie gemeinnützige und mildtätige Körper. 
ſchaften auch mit ſteuerlicher Wirkung für die Vergangenheit 
Mängelihrer Satzungen beheben können. Beſeitigt 
die Stiftung den Satzungsmangel gemäß der in dieſen Er 
laſſen beſtimmten Regelung, dann erſtreckt ſich die Steuer⸗ 
pflicht der Stiftung nur auf die über eine Vermö- 
gensverwaltung hinausgehenden u Del - 
ſchaftlichen Geſchäftsbetriebe. Die Ein⸗ 
künfte aus Kapitalvermögen und aus NET » 
mietung und Verpachtung und dieſe Vermo⸗ 
gensteile werden daher nicht beſteuert. Soweit aber 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen dem 
Steuerabzug unterliegen, verbleibt es dabei (S 2 
Ziffer 2, § 4 Abſatz 2 KStG). 


Zur Frage, unter welchen Vorausſetzungen auch wirt⸗ 
ſchaftliche Geſchäftsbetriebe, die über den Rahmen einer 

1) Es iſt eingewendet worden, daß das Streben nach chriſt⸗ 
licher Vollkommenheit (Selbſtheiligung) lediglich Beweggrund für 
die gemeinnützige Betätigung, z. B. Krankenpflege, ſei. Der Be⸗ 
weggrund ſei aber ſteuerlich ohne Bedeutung. Dieſer Auffaſſung 
kann meines Erachtens nicht gefolgt werden. Im Lexikon für 
Theologie und Kirche, Freiburg 1935, herausgegeben von Dr. 
Buchberger, Zweite Auflage, Band 7 S. 749 Abſatz 2, wird über 
die Selbſtheiligung ausgeführt: „Wenn einzelne Orden noch 
Sonderziele verfolgen, wie etwa Jugendunterricht, Krankenpflege, 
Heidenmiſſion, ſo ordnen ſolche ſich dem Hauptzweck unter. Sie 
haben nur die Bedeutung von ſpeziellen für beſtimmte Kreiſe von 
Berufenen ſich vornehmlich eignenden Mitteln zur Erlangung der 
chriſtlichen Vollkommenheit.“ Die Selbſtheiligung iſt danach nicht 
Veweggrund, ſondern Hauptzweck der Orden. 


ſchaftlichen Vorteilen, die über eine einmalige Betätigung 
hinausgeht. Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt nicht er⸗ 
forderlich!“ Der wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb 
unterfcheidet ih vom Gewerbebetrieb. Bei dieſem tit 
itet3 die Abficht auf Gewinnerzielung gegeben. 

Für die Beurteilung der Frage, ob ein wirtſchaftlicher 
Geſchäftsbetrieb vorliegt, kommt es in erſter Linie auf die 
Art der Betätigung an. Es iſt dagegen in der Regel 
gleichgültig, wem die Erträge des Betriebs 
zufließen. Die Tätigkeit muß nachhaltig ſein. Eine nur 
gelegentliche Betätigung genügt nicht. Es 
müſſen Erwerbszwecke verfolgt werden. Der Betriebs- 
inhaber muß ſich am wirtſchaftlichen Verkehr be⸗ 
teiligen und dadurch zu anderen Unternehmen gleicher Ge⸗ 
ſchäftsrichtung in Wettbewerb treten. Hinweis auf 
RStl 1934 S. 246 Nr 209: 


„.Der Reichs ſingnzhof hat in ſtändiger Rechtſprechung als 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb jede planmäßige Betätigung 
bezeichnet, die die Erzielung von Einnahmen (Erwerbszweck) 
. erſtrebt; nicht notwendig iſt, daß der Betrieb auf Gewinn⸗ 
erzielung gerichtet iſt, es genügt, das Erſparniſſe oder andere 
wirtſchaftliche Vorteile erſtrebt werden. Vorausſetzung iſt 
ſtets — wie der Name „wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb“ ſchon 
beſagt -die Teilnahme am allgemeinen Wirt ⸗ 
ſchaftsleben durch die betreffende Betäti⸗ 
gung, denn lediglich dieſe Teilnahme am allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftsleben iſt — namentlich im Hinblick auf den Gedanken 
des Wettbewerbs mit anderen gleichgerichteten Betätigungen 
nicht gemeinnütziger Vereine ... — die treibende Urſache für 
den Geſetzgeber ... geweſen, wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe, 
die über eine bloße Vermögensverwaltung hinausgehen, von 
der Steuerbefceiung auszunehmen ...“ (außerdem RStBl 
1937 S. 483 Nr 327). 


Der wirtſchaftliche Geſchäftsbetrieb umfaßt danach in 
der Regel ein landwirtſchaftliches, gewerb ⸗ 
liches oder kaufmänn iſches Geſchäft, „in dem der 
Betriebsinhaber fortlaufend ſich in nach außen erkennbarer 
Weiſe, wie etwa ein Landwirt, ein Gewerbetreibender, ein 
Kaufmann . . . am Geſchäftsleben beteiligt und durch ſeine 
geſchäftliche Betätigung Erwerbszwecke verfolgt“ (RStBl 
1932 S. 401 Nr 410). 

Es iſt aber unerheblich, in welchem Umfang 
ſich der Betriebsinhaber am Wirtſchaftsverkehr beteiligt. 
Eine auch beſchränkte Beteiligung reicht aus. 
Beiſpiel: 

Ein gemeinnütziger Verein unterhält eine Gaſtwirtſchaft, 
die nur ſeinen Mitgliedern offen ſteht. Speiſen und Getränke 
werden zu den gleichen Preiſen verkauft wie in anderen Gaſt⸗ 
wirtſchaften. Durch die Gaſtwirtſchaft ſollen die Mittel zur 
Erfüllung des Vereinszwecks aufgebracht werden. 


Der Verein beteiligt ſich durch den Betrieb der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft, wenn auch in beſchränktem Ausmaß, am Wirt- 
ſchaftsverkehr. Der Gedanke des Wett ⸗ 
bewerbs gebietet es, auch in dieſem Fall einen wirtichaft- 
lichen, Geſchäftsbetrieb anzunehmen (RStBl 1934 S. 58 
Nr 53). 

Wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe im Sinn des § 11 der 
Erſten KSt DO find z. B. Krankenhäuſer, Alters ⸗ 
heime, Erholungsheime, Kindergörten, 
Haushaltungsſchulen, Handwerksbetriebe, 
landwirtſchaftliche und forſtwirtſchaftliche 
Betriebe. Auch die Beteiligung an einer Offer 
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nen Handelsgeſellſchaft oder an einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft ſtellt im Hinblick auf § 15 
Ziffer 2 EStG einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb dar. 


b) Abgrenzung von der Vermögenverwal⸗ 
tung 

Gemeinnützige und mildtätige Körperſchaften werden 
nur dann mit den wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieben be⸗ 
ſteuert, wenn dieſe über den Rahmen einer Ver⸗ 
mögens verwaltung hinausgehen. Der Begriff der 
Vermögensverwaltung iſt eng auszulegen. 

Die Erhaltung und verzinsliche Anle⸗ 
gung von Kapitalvermögen und die Vermie⸗ 
tung und Verpachtung von unbeweglichem Ver⸗ 
mögen oder von Sachinbegriffen ſind in der Regel 
Vermögensverwaltungen (RStBl 1934 S. 248 
Nr 210). Sie können aber in Einzelfällen über eine Ver⸗ 
mögensverwaltung hinausgehen. Das iſt der Fall, wenn bei 
der Nutzung des Kapitalvermögens eine ge- 
werbsmäßige, auf Erzielung beſonderen 
Gewinns gerichtete Tätigkeit entfaltet 
wird. Entſcheidend iſt dabei vor allem das Auftreten 
nach außen. Vermietet ein gemeinnütziger Verein Grund⸗ 
ſtücke an eine Vielzahl von Mietern, wechſeln dieſe 
ſtändig und übernimmt der Verein gegenüber den 
Mietern noch beſondere Verpflichtungen, die 
über die reine Vermietungstätigkeit hinaus⸗ 
gehen, dann handelt es ſich nicht mehr um eine Vermö⸗ 
gensverwaltung. Eine ſolche Tätigkeit hat gewerblichen 
Charakter (Hinweis auf GStR für 1940 S. 11 Ziffer 4). 


Die Verpachtung eines Betriebs iſt in der 
Regel eine Vermögens verwaltung. In einzelnen 
Fällen kann aber die Verpachtung des Betriebs den 
Rahmen einer Vermögensverwaltungüber⸗ 
ſchreiten. 


Beiſpiel: 

Eine gemeinnützige Stiftung des bürgerlichen Rechts ver⸗ 
waltet ein Denkmal, das gegen Entgelt beſichtigt werden kann. 
Die Stiftung unterhält eine Gaſtwirtſchaft, um die Zahl der 
Beſucher des Denkmals zu ſteigern und um dadurch weitere 
Einnahmen zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu erzielen. 
Die Stiftung hat die Gaſtwirtſchaft verpachtet. 


Der R führt im RStBl 1938 S. 613 Nr 524 zur 
Frage, ob die Verpachtung der Gaſtwirtſchaft den Rahmen 
der Vermögensverwaltung überſchreitet, das folgende aus: 


Im allgemeinen wird man zwar in der Ver⸗ 
pachtung eines ganzen Betriebs nur eine reine Vermögens⸗ 
verwaltung im Sinn des § 4 Abſatz 1 Ziffer 6 Satz 2 KSto 
ſehen können.. Wenn aber das Betriebsvermögen 
mit einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb oder ſonſtigen Ein⸗ 
richtungen der Körperſchaft im wirtſchaftlichen Zuſammenhang 
ſteht, dann kann auch die Verpachtung dieſes Betriebsver⸗ 
mögens den Rahmen der reinen Vermögensverwaltung über⸗ 
chris one Das aus den Stiftungsmitteln nachträglich 
beſchaffte gewerbliche Betriebsvermögen dient ...... nicht 
wie das Denkmal unmittelbar ſondern höchſtens mittelbar dem 
gemeinnützigen Stiftungszweck. Seine Aufgabe iſt es, der 
Stiftung ſelbſt Einnahmen zu verſchaffen und die Einnahmen 
des weiteren ſteuerpflichtigen Geſchäftsbetriebs, der in der 
Geſtattung der Denkmalsbeſteigung gegen Entgelt beſteht und 
die Haupteinnahmequelle der Stiftung bildet, zu ſteigern. Hier⸗ 
nach ſtellt die Gaſtwirtſchaft einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb, der über eine reine Vermögensverwaltung hinausgeht, 
auch dann dar, wenn die Stiftung die Gaſtwirtſchaft nicht 
ſelbſt als Unternehmerin betreibt, ſondern durch Verpachtung 
an einen Dritten nutzt (außerdem REIBI 1038 
S. 582 Nr 477; S. 918 Nr 845). 


Die Eigenbewirtſchaftung von größeren 
Forſten ſtellt in der Regel eine Vermögensver⸗ 
waltung dar. Forſtwirtſchaftliche Neben ⸗ 
betriebe, z. B. Sägereien rechnen aber nicht zur Ver⸗ 
mögensverwaltung (RStBl 1934 S. 377 Nr 326). Die 


Selbſtbewirtſchaftung von landwirtſchaft⸗ 
lichem Grundbeſitz iſt dagegen ſtets ein über 
den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgehender 
wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb, da im Gegenſatz zu Forſt⸗ 
betrieben ein Zwang zur Selbſtbewirtſchaftung 
nicht beſteht (RStBl 1934 S. 379 Nr 328). 


4. Steuerlich unſchädliche wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe 

Wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe, die über den Rahmen 
einer Vermögensverwaltung hinausgehen, unterliegen der 
Beſteuerung (Hinweis auf Abſchnitt 3). Das gebietet der 


Grundſatz der gleichmäßigen ſteuerlichen 
Behandlung der Teilnehmer am irt- 
ſchafts verkehr. Im geſchäftlichen Wett⸗ 


bewerb fol niemand einſeitig ſteuerlich bevorzugt 
werden. 

Es gibt aber Fälle, in denen die gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecke einer Körperſchaft nur 
durch wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe erfüllt werden können. 
Beiſpiel: 

Eine Körperſchaft verfolgt gemeinnützige Zwecke. Sie be⸗ 
treibt Krankenpflege und unterhält zu dieſem Zweck Kranken⸗ 
häuſer. 


Wird die geſamte Geſchäftsgebarung dieſer 
Betriebe, insbeſondere Ausgeſtaltung, Umfang, 
Art der Leiſtungen und Preisgeſtaltung 
ausſchließlich durch den gemeinnützigen Zweck 
beſtimmt und werden ſteuerpflicht ige Unternehmen 
im Wettbewerb nicht geſchädigt, dann handelt es ſich 
nach der neueren Rechtſprechung des RF H um, ſteuerlich 
unſchädliche“ wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe. Die ge⸗ 
gemeinnützige Körperſchaft iſt dann auch wegen derartiger 
Betriebe nicht ſteuerpflichtig. 

Der RFS führt in RStBl 1937 S. 1103 Nr 825 zur 
Frage, wann Krankenanſtalten einer gemein- 
nützigen Körperſchaft ſteuerlich unſchäd⸗ 
liche Geſchäftsbetriebe darſtellen, das folgende aus: 

E Wenn ein ſteuerbegünſtigter Zweck nur durch 
die Führung eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs erfüllt 
werden kann, wenn alſo Zweck und wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb ſich nicht voneinander trennen laſſen und gleichſam eine 
Einheit bilden, würde die Annahme, daß ſchlechthin jeder wirt⸗ 
ſchaftliche Geſchäftsbetrieb eines an ſich ſteuerbegünſtigten 
Unternehmens eine Einengung der Begünſtigung nach ſich 
ziehen müßte, im Ergebnis zur Einſchränkung der gemein⸗ 
nützigen Betätigung ſelbſt führen. Es kann daher nicht ange⸗ 
nommen werden, daß eine Tätigkeit, die unmittelbar der ge⸗ 
meinnützigen Zweckbeſtimmung dient, aber ſich in den äußeren 
Formen eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs vollzieht, in 
jedem Fall die Steuervergünſtigung ausſchließ t 

Der Vorſchrift in Satz 2 des § 4 Abſatz 1 Ziffer 6 KStG 
1934 liegt der Gedanke zugrunde, die ſteuerpflichtigen privaten 
Unternehmen im Wettbewerb nicht zu ſchädigen. Bei Beur- 
teilung der Frage, ob ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb un⸗ 
mittelbar der Verwirklichung der ſteuerbegünſtigten Zwecke 
dient, muß daher der Geſichtspunkt des Wettbewerbs in den 
Vordergrund geſtellt werden. Der Maßſtab, der für die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage anzulegen iſt, muß unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ein ſehr ſtrenger ſein und ſich immer den beſonderen 
Verhältniſſen des einzelnen Falls anpaſſen. Für Kranken⸗ 
anſtalten, bei denen der Wettbewerbsgedanke eine beſonders 
große Rolle ſpielt, iſt die Auffaſſung berechtigt, daß derartige 
Einrichtungen dann einen ſteuerlich unſchädlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb bilden, wenn ſie in beſonderem Maß der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung dienen 1 


Eine Krankenanſtalt dient nach dem angeführten Urteil 
dann in beſonderem Maß der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung, wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen des §8 Abſatz 2 der Erften GewSt DV O 
erfüllt ſind. F De 

Der Reichsfinanzhof hat in Weiterentwicklung dieſes 
Rechtsgedankens folgende Geſchäftsbetriebe als ſteuer lich 
unſchädlich bezeichnet: 
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Lungenheilſtätten, Altersheime, 
Waiſenhäuſer und Kindergärten, wenn ſie in 
beſonderem Maß der minderbemittelten Bevölkerung dienen 
(RStBBl 1937 S. 1159 Nr 899; ©. 1160 Nr YUV); 

Speiſeanſtalten, wenn die Speiſen nur an ſolche 
Perſonen ausgegeben werden, die ſich in einer privaten Gaſt⸗ 
ſtätte keine ausreichende Verpflegung erſtehen können 
(RStBl 1937 S. 1104 Nr 827). 72 

Auch in dieſen Fällen beſteht in der Regel kein 
Wettbewerb mit privaten Unternehmen. 
Der Geſchäftsverkehr der privaten Unternehmen wird durch 
dieſe Betriebe nicht beeinträchtigt, weil die privaten Unter- 
nehmen ſich gewöhnlich nur an zahlungskräftige Perſonen 
wenden, deren Verſorgung dem Unternehmer das übliche 
Verdienſt abwirft. 

Beteiligen ſich dagegen gemeinnützige und mildtätige 
Körperſchaften wie jedes andere gewerbliche Unternehmen 
am Wirtſchafts verkehr und treten fie dadurch mit 
voll ſteuerpflichtigen Unternehmen in 
Wettbewerb, dann können ihre Geſchäftsbetriebe nicht 
als „ſteuerlich unſchädlich“ behandelt werden, auch wenn fie 
zur Erfüllung der gemeinnützigen und mildtätigen Zwecke 
der Körperſchaft erforderlich find (Hinweis auf RStBl 1938 
S. 35 Nr 27; S. 357 Nr 225; S. 364 Nr 232; S. 582 Nr 477; 
S. 1070 Nr 1016). 

Der Reichsfinanzhof hat abweichend von dieſen Grund⸗ 
ſätzen in den folgenden zu a und b behandelten zwei Fällen 
Geſchäftsbetriebe als ſteuerlich unſchädlich anerkannt, obwohl 
ſie ſich am Wirtſchaftsverkehr beteiligen und dadurch in 
Wettbewerb zu privaten Unternehmen treten. 

a) Hinweis auf RStBl 1939 S. 92 Nr 82. Danach find 
Handwerksbetriebe und landwirtſchaftliche 
Betriebe, die von einer gemeinnützigen Für⸗ 
ſorgeerziehungsanſtalt zur Durchführung der Er⸗ 
ziehungsaufgaben unterhalten werden müſſen, auch inſo⸗ 
weit ſteuerlich unſchädlich, als die von ihnen 
gewonnenen Erzeugniſſe in dem tatſächlich erforderlichen 
Umfang im Wirtſchaftsverkehr gegen Entgelt abgeſetzt 
werden. 

Der Reichsfinanzhof führt zur Frage, ob durch den Ver⸗ 
kauf der Erzeugniſſe dieſe Betriebe noch als ſteuerlich un- 
ſchädlich angeſehen werden können, das folgende aus: 


„ . . . . Soweit die von der Pflichtigen unterhaltenen Be- 
triebe in Erfüllung der Fürſorgeaufgaben unterhalten werden 
müſſen, können ſie grundſätzlich nicht als ſteuerſchädlich ange⸗ 
ſehen werden. Dieſe Eigenſchaft kann den Betrieben auch nicht 
ohne weiteres wegen des Verkaufs der Erzeugniſſe an Dritte 
und der nach handwerklichen Grundſätzen vorgenommenen 
Preisgeſtaltung mit der Begründung aberkannt werden, daß 
die Betriebe inſoweit mit den privaten Betrieben in Wett⸗ 
bewerb treten. Wenn in den Schulungsbetrieben notwendiger— 
weiſe auch Erzeugniſſe hergeſtellt werden müſſen, dann ergibt 
ſich hieraus die weitere, auch volkswirtſchaftlich gebotene Not⸗ 
wendigkeit, daß die Fürſorgeanſtalt dieſe Erzeugniſſe durch Ver⸗ 
kauf der allgemeinen Wirtſchaft zuführt, ſoweit ſie dieſe nicht 
für die Bedürfniſſe ihrer Zöglinge und ihrer Betriebe ver- 
werten kann. Danach muß der Verkauf der Erzeugniſſe ſo 
lange als unſchädlich behandelt werden, als er nur in dem 
durch die Verhältniſſe gebotenen Rahmen ſtattfindet. Soweit 
jedoch der Handel mit Erzeugniſſen zur Einnahmen- und Ge⸗ 
winnerzielung über den notwendigen Umfang hinaus erſtreckt 
wird (wenn z. B. die Anſtalt landwirtſchaftliche Erzeugniſſe zu 
günſtigen Preiſen verkauft und an ihrer Stelle gleichartige für 
den Anſtaltsbetrieb einkauft), wird die Anſtalt auch unter dem 
Geſichtspunkt des Wettbewerbs mit dem Betrieb im vollen 
Umfang ſteuerpflichtig. Beteiligt ſich dagegen die Anſtalt nur 
in dem unbedingt erforderlichen Ausmaß am freien Wirt⸗ 
ſchaftsverkehr, dann kann auch die Preisgeſtaltung, wie fie hier 
auf Verlangen der Handwerksinnungen getroffen wurde, die 
Steuerpflicht nicht begründen hr 


b) Wirtſchaftliche Geſchäftsbetriebe, die 
von einem Kriegsblindenverein zur Erfüllung 
ſeiner Fürſorgeaufgaben unterhalten werden müſſen, ſind 


ſteuerlichunſchädlich, wenn ſie ſich auf den Vertrieb 
der von den Kriegsblinden ſelbſtgefertigten Erzeug⸗ 
niſſe beſchränken. Der Vertrieb von zugekauften Zu- 
ſatzwaren kann dabei außer Betracht gelaſſen werden, ſo⸗ 
weit er zur Erzielung eines beſſeren Umſatzes der Hauptware 
förderlich erſcheint und ſich in angemeſſenen Grenzen hält 
(Hinweis auf RStl 1939 S. 545 Nr 492). 


Es handelt ſich oben um Sonderfälle. Die hier 
entwickelten Rechtsgrundſätze dürfen nicht verallge⸗ 
meinert werden. 

Geiſtliche Orden und Diakoniſſen⸗Mut⸗ 
terhäuſer entſenden mitunter ihre Angehörigen auf 
Arbeitsplätze außerhalb des Hauſes, z. B. 
nicht dem Mutterhaus gehörende Einrichtungen der Wohl⸗ 
fahrtspflege, wie Gemeindepflege, Kindergärten, Hand- 
arbeitsſchulen, Krankenhäuſer, Kinderheime (ſogenannte 
„Geſtellung von Arbeitskräften an Dritte“). Die Ent- 
ſendung geſchieht auf Grund von Verträgen, die das 
Mutterhaus mit den Vorſtänden der Außen ⸗ 
plätze abſchließt. Das Entgelt für die Zurverfügung⸗ 
ſtellung der Arbeitskräfte beſteht aus Barbezügen (Stations- 
geld) und Sachbezügen (Wohnung, Verpflegung und Ein⸗ 
kleidung). Die Barbezüge werden unmittelbar an 
das Mutterhaus gezahlt. Die Geſtellung von Arbeits- 
kräften iſt ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbe⸗ 
trieb. Die Tätigkeit it nachhaltig. Es werden auch 
Erwerbszwecke verfolgt. Es iſt unerheblich, daß 
die TH daraus für gemeinnützige Zwecke verwendet 
werden. 


Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob die Geſtellung 
von Arbeitskräften einen ſteuerlich unſchädlichen 
Geſchäftsbetrieb darſtellt. Für die Entſcheidung dieſer Frage 
kommt es in ſinngemäßer Anwendung der Grundſätze in 
RStBI 1937 ©. 1103 Nr 825 darauf an, ob die Arbeitskräfte 
in beſonderem Maß zur Betreuung der 
minderbemittelten Bevölkerung verwendet 
werden (RStBl 1940 S. 528 Nr 380). 


5. Geſchäftsverkehr zwiſchen Körperſchaft und ihren Betrieben 


Körperſchaft und wirtſchaftlicher Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſtehen ſich nicht wie eine öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaft und ihr Betrieb gewerblicher Art im 
Sinn des $ 1 Abſatz 1 Ziffer 6 KSt als zwei ge- 
trennte Steuerpflichtige gegenüber. Steuer⸗ 
perſon iſt allein die Körperſchaft. Sie iſt mit 
den Einkünften und mit dem Vermögen ihrer Betriebe zu 
veranlagen (RStBl 1938 S. 735 Nr 643). Daraus 
ergibt ſich ſteuerlich das folgende: 


Forderungen und Schulden der Körper ⸗ 
ſchaft an ihre Betriebe können nicht begründet werden. 
Forderungen der Körperſchaft, z. B. aus Darlehen ſind bei 
dem Betrieb als Einlagen zu behandeln. Es iſt dabei 
unerheblich, ob die Körperſchaft das Darlehn nur zur 
Deckung eines vorübergehenden Geldbedarfs oder zur 
dauernden Verſtärkung des Vermögens des Betriebs ge- 
währt hat. Schulden an den Vetrieb ſind in der 
Regel als Entnahmen der Körperſchaft zu behandeln. 
Sie dürfen den Gewinn nicht mindern. 


Der Betrieb muß mit dem Vermögen ausgeſtattet 
fein, das zu einer wirtſchaftlichen Betriebsfüh⸗ 
rung erforderlich iſt. Die Körperſchaft muß dieſes Ver⸗ 
mögen zur Verfügung ſtellen. Es iſt beim Betrieb als Ein ⸗ 
lage (Kapitalausſtattung) zu behandeln. Die 
Körperſchaft kann z. B. Gebäude, Einrichtungen nicht an 
den wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb vermieten oder 
einen Betrieb an dieſen verpachten; denn die Forderun⸗ 
gen aus Vermietung und Verpachtung würde die Körper⸗ 
ſchaft ſich ſelbſtbberechnen. Die an die Körperſchaft 
gezahlte Miete und Pacht dürfen den Gewinn des 
Betriebs nicht mindern. Sie ſtellen Verwendung 
des im Betrieb erzielten Gewinns dar. 


Stellt die Körperſchaft ihrem Betrieb, 


z. B. einem 
Krankenhaus Arbeitskräfte zur 


Verfügung, 
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dann darf fie dafür dem Betrieb Feine Lohnforde⸗ 
rung in Rechnung ſtellen. Sie würde ſich mit dieſer Forde⸗ 
rung wiederum ſelbſt belaſten. Es können bei der Gewinn⸗ 
ermittlung des Betriebs nur die Aufwendungen als Be⸗ 
triebsausgaben anerkannt werden, die für die in dem Be⸗ 
trieb tätigen Arbeitskräfte tatſöchlichent⸗ 
ſtanden find (RStBl 1938 S. 735 Nr 643). Die Ausgaben 
müſſen angemeſſen ſein. Der Anſatz fiktiver 
Löhne iſt ſteuerlich unzuläſſig. 

Es ergibt ſich mithin der folgende Grundſatz: Lei 
ſtungen der Betriebe an die Körperſchaft 
find, da dieſe ſteuerlich die Betriebsin ; 
haberin iſt, keine Betriebsausgaben. Die 
Leiſtungen find Verwendung der in den 
Betrieben erzielten Einkünfte. Der Fall liegt 
nicht anders, als wenn eine Einzelperſon mehrere Betriebe 
unterhält und aus dieſen Betrieben Wirtſchaftsgüter für 
betriebsfremde Zwecke entnimmt. 


Das ſteuerpflichtige Einkommen einer gemeinnützigen 
oder mildtätigen Körperſchaft umfaßt die geſamten Ein- 
künfte der von ihr unterhaltenen Betriebe. Der Verluſt 
eines Betriebs iſt daher grundſätzlich mit den Gewinnen der 
anderen Betriebe auszugleichen. Der Verluſtaus⸗ 
gleich iſt nur dann nicht zuläſſig, wenn der Verluſt 
in einem ſteuerlich unſchädlichen Betrieb ent⸗ 
ſtanden iſt (Hinweis auf Abſchnitt 4). Es gilt in dieſem Fall 
der Grundſatz, daß Steuerpflichtige, die für beftimmte 
Einkünfte oder Einkommensteile Steuerfreiheit ge⸗ 
nießen, die bei einer nicht ſteuerpflichtigen Be ⸗ 
tätigung entſtandenen Verluſte nicht mit anderen 
Einkünften verrechnen dürfen. 


6. Ermittlung der Einkünfte und des Vermögens 


Die Einkünfte aus den wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieben ſtellen, ſoweit nicht Landwirtſchaft oder Forſtwirt⸗ 
Schaft betrieben wird, in der Regel gewerbliche Ein- 


künfte dar. Der Gewinn iſt 88 4 und 5 EStG gemäß zu 
ermitteln. 


Der Gewinn iſt früher gewöhnlich nach dem Ein⸗ 
nahmeüberſchuß errechnet worden. Bei Betrieben von 
geringem Umfang beſtehen gegen dieſe Geminn- 
ermittlung in der Regel keine Bedenken. In anderen 
Fällen iſt darauf zu dringen, daß für die einzelnen Be ⸗ 
triebe getrennte Bücher geführt und Bilanzen 
erſtellt werden. Die Betriebsüberſicht wird dadurch 
erleichtert. 


Beim Übergang zur ordnungsmäßigen Bud- 
führung ſind die Wirtſchaftsgüter in der ſteuerlichen 
Anfangsbilanz 8 6 Ziffer 6 EStG gemäß mit den 
Teilwerten, höchſtens aber mit den Anſchaf⸗ 
fungskoſten, vermindert um die Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung bis zum Eröffnungszeitpunkt, zu bewerten (Hin⸗ 
weis auf RStBl 1939 S. 464 Nr 400). Wirtſchaftsgüter, die 
dem Betrieb dienen, müſſen aus dem ſonſtigen Ver ⸗ 
mögen der Körperſchaft ausgegliedert und 
in die Steuerbilanz und die Vermögensüber⸗ 
ſicht des Betriebs übernommen werden. Anderſeits 
find betriebsfremde Güter aus dem Vermögen 
des Betriebs aus zuſcheiden. Das Betriebs ⸗ 
ergebnis würde ſonſt, z. B. durch Abſetzungen für 
Abnutzung oder durch Teilwertabſchreibun⸗ 
gen bei ſolchen Gütern unzutreffend ausgewieſen. 
Der Betriebsinhaber darf auch nicht willkürlich Teile 
des Vermögens zwiſchen den einzelnen Betrieben hin und 
her ſchieben. Er muß eine gewiſſe Stetigkeit be⸗ 
achten. Es iſt bei Vermögensverſchiebungen be 
ſonders darauf zu achten, daß dadurch nicht Gewinne 
aus ſteuerpflichtigen Betrieben auf ſteuer⸗ 
freie (ſteuerlich unſchädliche) Betriebe ver ⸗ 
lagert werden. 


Gemeinnützige und mildtätige Körperſchaften erhalten 
oft Spenden und Zuſchüſſe. Für die ſteuerliche Be⸗ 
handlung ſolcher Zuflüſſe gilt das folgende: 
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Vermögensanfälle find Betriebsein⸗ 
nahmen, wenn ſie in Rahmen des Betriebs an⸗ 
fallen. Spenden, Zuſchüſſe, die einem Betrieb zur 
Beſtreitung ſeiner Unkoſten gewährt werden, ſind 
daher bei dieſem als Betriebseinnahmen zu be⸗ 
handeln. 


Beiſpiel: 

Eine gemeinnützige Körperſchaft unterhält ein Kranken⸗ 
haus. Ein Gaſt ſpendet 1000 RM. Die Gemeinde gibt einen 
Zuſchuß von 5 000 RM. um die Koſten des Krankenhauſes zu 
mindern. Dieſe Einnahmen ſind beim Krankenhaus als Ein⸗ 
lagen der Körperſchaft verbucht worden. 


Die Verbuchung iſt falſch. Es handelt fih u m Be⸗ 
triebseinnahmen des Krankenhauſes. Die 
Spende und der Zuſchuß find nicht der Körperſchaft 
als ſolcher, ſondern dem Bekrieb gewährt worden. 
Sie erhöhen daher den Gewinn des Betriebs (RSt Bl 
1939 S. 354 Nr 323). 


Wird der Zuſchuß dem Betrieb zur Erftellung 
beſtimmter Anlagen gewährt, dann ſtellt der Zuſchuß 
ebenfalls zunächſt eine Betriebseinnahme dar. Die vom 
Betrieberſtellte Anlage iſt aber nur in Höhe der 
ſelbſt aufgewendeten Koſten zu aktivieren. Es 
iſt daher in Höhe des Zuſchuſſes eine Abſchrei⸗ 
bung von den Geſamtanſchaffungskoſten vor⸗ 
zunehmen (RStBl 1934 S. 42 Nr 27). 


Beiſpiel: 
Die Gemeinde gibt der gemeinnützigen Körperſchaft zum 
Bau eines Krankenhauſes einen Zuſchuß von 10 000 RM. Die 
Baukosten betragen 100 000 RM. 


In der Bilanz des Krankenhausbetriebs iſt das Gebäude 
nur mit 90 000 RM (100 000 abzüglich 10 000 RM) zu akti⸗ 
vieren. Der Gewinn wird daher durch den Zuſchuß 
nicht berührt. 


Ausgaben ſind nur dann als Betriebsaus⸗ 
gaben anzuerkennen, wenn ſie dem Zweck des Be⸗ 
triebs unmittelbar dienen. Das iſt der Fall, wenn 
ſie mit Einnahmen des Betriebsin unmittel- 
barem wirtſchaftlichen Zuſammenhang 
ſtehen. Schuld zinſen mindern daher nur dann den 
Gewinn, wenn die Schuld i m Intereſſe des Be 
triebs aufgenommen worden iſt. 


Beifptel: 
Ein gemeinnütziger Verein hat zum Ausbau des Kranken- 
hauſes eine Anleihe aufgenommen. Er hat ſeine Betriebe im 
Verhältnis der von dieſen geleiſteten Sicherheiten mit dieſer 
Schuld belastet. Die Schuldzinſen ſind anteilig von den Ge⸗ 
winnen der Betriebe abgeſetzt worden. 


Das iſt unzuläſſig. Die Schuld helaftet wi rtſchaft ; 
lich nur den Krankenhausbetrieh. Die Schuld ⸗ 
zinſen ſtehen daher auch nur mit den Einkünften dieſes 
Betriebs in unmittelbarem würtſchaftlichen 
Zuſammenhang. Sie ſind nur bei die ſem Betriebs- 
ausgaben. 


Ausgaben, die ein Betrieb zur Erfüllung des 
Satzungszwecks der Körperschaft leiſtet, find Feine 
Betriebsausgaben (812 Ziffer 1 NSG; RStBl 
1938 S. 1134 Nr 1102; 1940 S. 490 Nr 342). Sie haben mit 
dem Gegenſtand des Betriebs nichts zu tun. Es 
iſt in Abſchnitt 5 weiter ausgeführt worden, daß Le! ſtun ⸗ 
gen des Betriebs an die Körperſchaft den Ge⸗ 
winn des Betriebs nicht mindern dürfen. 


Koſten, die einer Körperſchaft durch die Ver we 1 
tung ihrer Betriebe entſtehen (Verwaltung koſten 
Generalunkoſten), können von den Gewinnen der * N 
anteilig als Betriebsausgaben abgeiegt 15 
Vorausſetzung iſt aber in jedem Fall, daß dieſe Koſten i 0 
Intereſſe des Betriebs aufgewendet r ſind. 
Ein nur lofer Zuſammenhang genügt nicht. 
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Die von den Amtskassen der Reichsfinanzverwaltung geführten Bücher, 
Nachweisungen und Verzeichnisse nach der Amtskassenordnung 
Von Obersteuerinspektor Jaenisch. Lehrer an der Reichsfinanzschule Bodenbach 


Inhalt: 


I. Zeitbücher. IV. Sonſtige Bücher, Nachweiſungen 
II. Sachbücher, und Verzeichniſſe. 
III. Hilfsbücher, 


Die Bücher, eitraumt, Die mit Buchungs⸗ 


Bezeichnung 8 9 aM: F 
b . Nachweifungen und für ben die Bücher. ei Einrichtung und Führung aſchinen aus- 8 
Aer Aa "Bee Xasmellungen 228 der Bücher, Nachweiſungen und Ver⸗ f x 15 See 
at zu führen e 1 are a 
Verzeichniſſe oder dufzuſtellen zu uren ud zeichniſſe iſt beſonders zu beachten außerdem zu deachten 


I. Zeitbücher: 
FUTR I Br Zu 14 Abſchnitt A Einzahlung: 

Auf der Titelſeite oder einer beſon⸗ 
deren Seite iſt ein Verzeichnis aller 
geführten Bücher anzulegen, deſſen 
Richtigkeit der Kaſſenleiter zu beſchei⸗ 
nigen hat. Hinweis auf Band 19 der 
e des Steuerrechts Seiten 56 
un 5 


103 AK O 


A. Das Hauptbuch, Kaſſenleiter 
Kuſter 24 


Abſchnitt A 8 Ausnahmen: 
Einzahlung Ae und Zif⸗ 


Rechnungsjahr 


tenEinführungs⸗ 
erlaſſes zur AKO 


Abſchnitt B 
Auszahlung 


§ 108 AKO 
Muſter 25 


Zu IA: 

Der Anhang ift im Hauptbuch Ab⸗ 
ſchnitt B „Auszahlung“ einzurichten. 
05 kann auch beſonders geführt wer⸗ 
en. 

Für die während eines Monats auf⸗ 


Anhang zum 
Hauptbuch § 103 AKO 


Muſter 28 


te 57 


B. Die Vorbücher zum 
Hauptbuch: 
1. Vereinigtes Eins» Kaſſier 
nahmebuch VSt oder beſonderer 
Vorbuchführer 
88 11 Abſatz 2 
und 92 Abſatz 3 
AKO 


Zu IB 1: 

a) Teilbände ſind durch die Buchſtaben 
A, B, C uſw. zu kennzeichnen. Auf 
der Titelſeite des Teilbands A hat 
der Kaſſenleiter das zu beſcheini⸗ 
gen, § 87 Abſatz 1 AK O. Werden 
mehrere vereinigte Einnahmebücher 
für Steuern geführt, ſo ſind ſie mit 
römiſchen Ziffern zu bezeichnen. 
Hinweis auf § 104 Abſätze 4 und 6 
und § 105 Abſatz 5 AND. 

Der Gegenwert der angenommenen 
Steuergutſcheine iſt zu buchen: 
Steuergutſcheine alter Art in einem 
beſonderen Teilband des Einnahme⸗ 
buchs VSt, der die Bezeichnung 
uf Steuergutſcheine“ 
trägt; 


Rechnungs⸗ 
vierteljahr 


Auf der Titel⸗ 
ſeite iſt unter⸗ 
halb der Beſchei⸗ 
nigung der Blatt» 
zahl anzugeben, 
auf welchen 
Addierwerken die 
zu buchenden 
Einnahmearten 


8104 AKO 
Muſter 29 


b 


— 


Steuergutſcheine I und II in dem 
bereinigten Einnahmebuch VSt 
Spalte „Ausgabe für eingelöfte 
Steuergutſcheine I und II“ auf 
Grund einer Sammelbuchungs⸗ 
unterlage als Sammelbeleg zum 
vereinigten Einnahmebuch VSt. 
Hinweis auf den Runderlaß vom 5. 
Oktober 1939 H 2044 — 350 VI 
und auf Band 19 der Bücherei des 
Steuerrechts Seiten 58 bis 61. 


Zu 1 BA: 
Einuahmebücher für 4 Die Führung beſonderer Einnahme⸗ 
Steuern, die nicht bücher darf der OßPräſ anordnen. 
in die vereinigten Hinweis auf Ziffer 24 Buchſtabe a des 
Einnahmebücher Zweiten . e zur AKO, 
VSt aufgenommen Erläuterungsbuch zur A 
ſind und Band 19 der Bücherei des Stener⸗ 
rechts Seite 59. 


* 


104 AKO 
cuſter 29 u 
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Bezeihnun Die Bücher, eittaum, Br 5 Die mit Buchungs⸗ 
der ae Nach⸗ n und fie den = Tücher, 5 i 1 Bub eee ber Hinweis 
f Verzeichniſſe achweiſungen un er Bücher, Nachweiſungen un = geſtatteten Finanz» 
weiſungen und hat 10 führen Verzeichniſſe 8 kaſſen haben auf 


Verzeichniſſe 


oder aufzuſtellen 


3. Vereinigtes Ein⸗ Kaſſier 
nahmebuch V Verwfſ oder beſonderer 
Vorbuchführer 

88 11 Abſatz 2 

und 92 Ahfag 8 

AKO 


4. Einzahlungsbuch 
für Verwahrungen 


5. Auszahlungsbuch 
für Verwahrungen 


6. Ginzahlungsbuch 
für the 


7. Auszahlungsbuch 
für Vorſchüſſe 


8. Vereinigtes Aus⸗ 
gabebuch V Verw 
über Ausgaben des 
ordentlichen Haus⸗ 
halts für &inzel- 
plan XV, Kapitel 4, 
Titel 


zu führen ſind 


Rechnungs⸗ 
vierteljahr 


Rechnungsjahr, 


Rechnungs- 
vierteljahr 


zeichniſſe iſt beſonders zu beachten 


außerdem zu beachten 


ür alle Einnahmebücher 
über Steuern: 

a) Zinſen (Säumniszuſchläge) ſind am 
Monatſchluß in der Zinſenſpalte mit 
der Monatſumme rot abzuſetzen 
und in die Steuerſpalte ſchwarz zu 
übernehmen. 


Mahn⸗, Swangsvollſtreckungs⸗ und 
Poſtgebühren (Nachnahmegebühr) 
find am Monatſchluß nach dem Ein» 
nahmebuch ® Veriw in die betreffen⸗ 
de Spalte zu übernehmen. Hinweis 
auf 8 104 Abſatz 5, Erläuterungs⸗ 
buch zur AK O Seite 114 und Band 
19 der Bücherei des Steuerrechts 
Seiten 60 und 61. 


Zu IB 8: 
Wie zu IB 1a. 
a) Die Beſtimmungen des § 104 Ab» Auf der Titel: 18 105 AKO 
ſätze 4 und 6 find anzuwenden. |feite iſt unter- Muſter 80 f 
im halb der Beſchei und 80 b 


b) Werden Haushaltseinnahmen 
Titelbuch nach Muſter 38 nachge⸗ 
wieſen, ſo brauchen die Einnahmen 
nur ſoweit in Buchungsabſchnitten 
oder Spalten getrennt gebucht zu 
werden, als das für die Über⸗ 
nahme in die Einnahmenachweiſun⸗ 
en erforderlich iſt. Hinweis auf 
Ziffer 25 des Zweiten Einführungs⸗ 
erlaſſes zur AKO, Erläuterungsbuch 
zur AK O Seite 267 und Band 19 
e des Steuerrechts Sei⸗ 
2 E 


nigung der Blatt» 
zahl anzugeben, 
auf welchen 
Addierwerken die 
zu buchenden 
Einnahmearten 


auf 8 W Ab 
ſatz 2 MDA. 


Zu I B4 und d: Zu 1IB4: 


Hinweis auf Band 19 der Bücherei 


109 AKO 


Das 
Einzahlungsbuch 


des Steuerrechts Seite 64. 4 uſter 88 
für Verwahrun⸗ 
en iſt beißinanz⸗ 
ſaffen, die mit 
Buchungsmaſchi⸗ 
nen arbeiten, 
nicht zu führen. 
Hinweis auf den 
Einführungs⸗ 
erla 
Ziffer 4 und Er⸗ 
läuterungsbuch 
zur AKO S. 273. 
109 AKO 
Rufter 84 
Zu IB 6 und 7: 

Das Einzahlungs⸗ und Auszahlungs⸗ 109 AKO 
buch für Vorſchüſſe kann bei An mit uſter 88 
ſtarkem Vorſchußverkehr auf Weiſung 
des Kaſſenleiters geführt werden. Hin. 
weis auf Erläuterungsbuch zur AKO 
Seite 273 und Band 19 der Bücherei 
des Steuerrechts Seiten 64 bis 66. 

$ 109 ANR 
Mufter 84 
Zu IB 8: 5 

In dem Ausgabebuch find bei jedem] Rückeinnahmen 8 106 AKO 
Titel, für den nicht auch ein Titelbuch s Muſter 80 8 
nach Muſter 88 geführt wird, die zur und 


Verfügung geſtellten Haushaltsmittel 
auf dem Titelblatt zu vermerken. Das 


ſtimmten Addier⸗ 
kann aber auch unmittelbar unter dem 


werk zu buchen. 
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Die Bücher, 
Nachweiſungen und 
Ber zeichniſſe 


Begeichnung 
der Bücher, Nach⸗ 
weiſungen und 
Verzeichniſſe 


hat zu führen 
oder aufzuſtellen 


9. Wertzeichenbuch Kaſſier 
oder beſonderer 
Vorbuchführer 
sg 11 Abſatz 2 
und 92 Abſatz 8 
AKO 


10. Vordruckbuch 
11. Sammelborbudy Kaſſier 
zum Hauptbuch 
12. Buchhalterei⸗ Kaſſier 
verzeichniſſe oder beſonderer 
Vorbuchführer 


88 11 Abſatz 2 
und 92 Abſatz 3 
AKO 


eitraum, 
für den die Bücher, 
Nachweiſungen und 
Verzeichniſſe 
zu führen find 


Rechnungsjahr 


Bis zur nächſten 
Anrechnung von 
Auszahlungs⸗ 
belegen 


Bei Einrichtung und Führung 
der Bücher, Nachweiſungen und Ver⸗ 
zeichniſſe iſt beſonders zu beachten 


Kopf der betreffenden Spalten auf der 
zweiten Seite des Ausgabebuchs ge⸗ 
ſchehen. Unter dem Kopf werden zu 
dieſem Zweck die erforderlichen Zeilen 
frei zu laſſen ſein. Hinweis auf Er⸗ 
läuterungsbuch zur AKO Seite 269 
und auf Band 19 der Bücherei des 
Steuerrechts Seiten 61 und 62. 


Der Gegenwert der angenommenen 
Zinsvergütungsſcheine, Reichsverbilli⸗ 
gungsſcheine für Speiſefette, Bedarf⸗ 
deckungsſcheine der Eheſtandsdarlehen 
und Bedarfdeckungsſcheine der Kinder⸗ 
beihilfen iſt in beſonderen Spalten 
des vereinigten Ausgabebuchs VVVerw 
als Haushaltsausgabe zu buchen. Hin⸗ 
weis auf Seite 232 Erläuterungsbuch 
zur AKO und auf Band 19 der Bü⸗ 
118 des Steuerrechts Seiten 100 und 


Zu IB g: 
Das Wertzeichenbuch und die Teil⸗ 
bände 


Bu (Börſenumſatzſteuermarken) 
Ur (Urkundenſteuer) 


find in je zwei Abſchnitten A und B|® 


zu führen (Abſchnitt A für die Ein⸗ 
lieferung und Abſchnitt B für die Aus⸗ 
lieferung). Der Abſchnitt B tft im Be⸗ 
darfsfall in zwei Unterabſchnitte a 
und b zu trennen. 

Unterabſchnitt a gilt als Ein⸗ 
nahmebuch über die aus der Ausliefe⸗ 
rung von Wertzeichen aufkommenden 
Einnahmebeträge. 

Unterabſchnitt b iſt für die 
Buchung der durch Umtauſch und als 
Erſatz für beſchädigte oder anderweit 
ohne vorherige Entrichtung des Gegen⸗ 
werts ausgelieferten Wertzeichen be⸗ 
ſtimmt. Hinweis auf Band 19 der Bü⸗ 
Ei des Steuerrechts Seiten 62 und 


3u IB 10: 


Das Vordruckbuch iſt in zwei Ab⸗ 
ſchnitten zu führen: 

Abſchnitt A Einlieferung und 

5 B Auslieferung. 

Ausnahmen ſind zugelaſſen. Hinweis 
auf § 108 Abſatz 4 AKO, Erläuterungs⸗ 
buch zur ARD Seite 272, Band 19 der 
Bücherei des Steuerrechts Seiten 63 
und 64 und auf den Erlaß vom 27. 
September 1939 — H 2080 — 508 IV 
— Ziffer 5. 


Das Sammelvorbuch zum Hauptbuch 
iſt nur im Bedarfsfall zu führen. Die 
Führung in zwei Teilbänden iſt ge⸗ 
ſtattet. Hinweis auf Band 19 der Bü⸗ 
cherei des Steuerrechts Seite 66. 


Zu 12 

Auftragsauszahlungen für Oß K find 
in Buchhaltereiverzeichniſſe einzutra⸗ 
gen. Dieſe ſind mit ihren Schlußſum⸗ 
men auf der Rückſeite des Lieferſcheins 
nach Muſter 15 AKO zuſammenzuſtel⸗ 
len und der OFK anzurechnen. Der 
Lieferſchein iſt der OFR in doppelter 
Ausfertigung zu überſenden. Hinweis 
auf § 68 Abſatz 2 AKO und Band 19 
ae des Steuerrechts Seiten 66 
und 67. 


Die mit Buchungs⸗ 
maſchinen aus⸗ 
geſtatteten Finanz⸗ 
kaſſen baben 
außerdem zu beachten 


Gegenwerte für 
verkaufte Wert⸗ 


Hinweis 
auf 


8 107 AKO | 
Mufter 31 


zeichen ſind hand» Muſter 81 a 
ſchriftlich zu bu⸗Muſter 81 b 


en. 
Am Tagesſchluß 
iſt die Geſamt⸗ 
ſumme der Ein⸗ 
zahlungen ohne 
Verückſichtigung 
etwaiger Auszah⸗ 
lungen in die Ma⸗ 
ſchine zu über⸗ 
nehmen. Hinweis 
auf 8 2 Abſatz 3 
MONA und Er 
läuterungsbuch 
zur AK O S. 270. 


Das für I B. 
Ausgeführte gilt 
ſinngemäß. 


108 AKO 
uſter 82 


8110 AKO 
Muſter 85 


868 AKO 
Muſter 14 
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Bezeichnun 

der Bücher, Nach- 

weiſungen und 
Verzeichniſſe 


Die Bücher, 
Nachweiſun pen und 
Verzeichniſſe 
hat zu führen 
oder aufzuſtellen 


18. Titelverzeichniſſe Kaſſier 


14. Tagesnachweiſung u Kaſſier 
a) für den unbaren fen za ne 
lungsverkehr [ſen dazu vom 
eee Kaſſenleiter an⸗ 
dere Beamte bei⸗ 
gegeben werden 


b) für Umbuchungen 


Buchhalter 
15. Nachweiſungen 
— U 
a) für Vollziehungs⸗] Vollziehungs⸗ 
beamte beamte 
b) für Abholungs⸗ Abholungs⸗ 
beamte beamte 
o) für Lohnſteuer⸗ Lohnſteuer⸗ 
prüfungsbeamte | vrüfungsbeamte 
16. Buch für die Maſchinenbucher 
Buchungsſtreifen der 
Buchungsmaſchine 
II. Sachbücher: 
1. Titelbuch Buchhalter 


) Sind keine Tages⸗ 
i im inne 
des 8 111 A0 


Zeitraum, 


für den die Bücher. 
Nachweiſungen und 


Verzeichniſſe 
zu führen ſind 


Bis zur nächſten 
Anrechnung von 
Auszahlungs⸗ 


belegen 


za ich 
nach Bedarf 


Rechnungs⸗ 
vierteljahr 


Rechnungsjahr 


Bei Einrichtung und Führung 
der Bücher, Nachweiſungen und Ver⸗ 


Zu IB. 18: 

Titelverzeichniſſe ſind nur anzulegen 
bei zahlreichen Auftragsauszahlungen 
für denſelben Titel. Hinweis 
auf Band 19 der Bücherei des Steuer⸗ 
rechts Seiten 66 und 67. 


Zu IB 14a und b: 

Die Tagesnachweiſungen ſind für das 
Rechnungsjahr laufend durchzunume⸗ 
rieren. Die Nummer und der Auf⸗ 
ſtellungstag ſind auf der Titelſeite an⸗ 
zugeben. Hinweis auf Erläuterungs⸗ 
buch zur AKO Seite 277 und Band 19 
e des Steuerrechts Seiten 67 
und 68. 


3u IB 14a: 

Die im Poſtſcheck⸗ oder Girowege be⸗ 
wirkten Einzahlungen ſind nach der 
Zahlungsweiſe getrennt einzutragen. 

inweis auf Band 19 der Bücherei des 
Steuerrechts Seiten 67 und 68. 

Der Einzahlungspflichtige darf an⸗ 
ſtatt mit ſeinem Namen mit ſeiner 
Steuernummer bezeichnet werden. Hin⸗ 
weis auf Ziffer 24 Buchſtabe b des 
Zweiten Einführungserlaſſes zur AKO. 


Zu IB 14 b: 


Sind zweckmäßig dann aufzuſtellen, 
wenn eine große Zahl von Einzahlun⸗ 
gen aus dem Verwahrungsbuch in das 
Einnahmebuch für die gleiche Ein⸗ 
nahmeart umzubuchen ſind. Hinweis 


auf Erläuterungsbuch zur AKO Seite M 


276 und Band 19 der Bücherei des 
Steuerrechts Seiten 67 und 68. 


Zu IB 188: 

Sind für ſich während des Rechnungs⸗ 
jahres durchlaufend zu numerieren und 
neben der laufenden Nummer mit den 
Buchſtaben „Vz“ zu verſehen. Die 
Nachweiſungen ſind tageweiſe zu ſam⸗ 
meln und vom Kaſſenleiter aufzube⸗ 
wahren. 


Zu IB ISS: 


Hinweis auf Erlaß vom 21. März 
1935 — H 2040 — 200 II — Ziffer 12. 


ane 


Hinweis auf Band 19 der Bücherei 
des Steuerrechts Seite 46. 


Zu II 1: 
Das Titelbuch iſt für laufende Haus⸗ 


haltseinnahmen und ausgaben zu füh⸗ ch 


ren. Hinweis auf Seite 278 Erläute⸗ 
rungsbuch zur AKO und Band 19 der 
Bücherei des Steuerrechts Seiten 68 
und 69. 

Als beſonderer Teilband des Titel⸗ 
buchs iſt zur Sollſtellung der Strafen 
und Koſten der Teilband „Strafen und 


zeichniſſe iſt beſonders zu beachten 


Die mit Buchungs⸗ 
maſchinen aus⸗ 
geſtaiteten Finanz ⸗ 
kaſſen haben 
außerdem zu beachten 


Hinweis 
auf 


868 AKO 
Muſter 14 


Für die Aufſtel⸗§ 111 AKO 
lung von Tages Muſter 36 
nachweiſungen 
enthält § 13 
MDA beſondere 
Beſtimmungen. 


Nähere Beſtim⸗§d 97 und 111 
mungen über das] AKO 
Verfahren bei [Muſter 87 
Umbuchungen 
enthält 8 18 
DA. 


Die Einzahlun⸗ |$ 94 AKO 

pen find an Hand Muſter 36 AKO 
der Nachweiſun⸗ 8 21 und 51 
gen § 15 Abſatz 1] VollzA 

MDA gemäß mit |$ 19 BeitrO 

der Maſchine zu 

buchen. 


Für die 25 MDA 
Buchungsſtreifen 

jeder Maſchine 

iſt ein Buch ein⸗ 

zurichten. 

Das Buch iſt als 

Zeitbuch anzu⸗ 

ſehen. 


Für die mit Bu⸗§ 112 AKO 
ungsmaſchinen [Muſter 88 

ausgeſtatteten |$ 121 Buchd 
FA kann der Teil- |Mufter 31 und 
band des Titel⸗Strag O 
buchs „Strafen [Muſter 6 
und Koſten“ in 

Loſeblattbuch⸗ 

form geführt 


Koſten“ zu führen. Die Erhebung der ſioerden. Hinweis 


Strafen und Koſten durch die FR iſt in 
dem § 121 und in den folgenden Para- 


8 121 Abſatz 3 
Buch O. 
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Bezeichnung 
der Bücher, Nach⸗ 
weiſungen und 
Verzeichniſſe 


„Sollbücher (Sollkar⸗ 


teien) 
a) Sollkartei V 
% L 


o) Sollbuch für Ein- 
zelſteuern 


d) Kartei über Ehe⸗ 
ſtandsdarleben 
(Darlehenskartei) 


Verwahrungsbuch 


a) für Geldbeträge 


d) Teilband „Wert⸗ 
gegenſtände“ 


Vorſchußbuch 


Abrechnungsbuch 


. Anhang zum Wert⸗ 


ſcheinbuch Teilband 


St (Steuergut⸗ 


ſcheine 1 und II) 


Die Bucher, 


hat zu fuhren 
oder aufzuſtellen 


Buchhalter 


Kaſſenleiter oder 
beſonderer Be⸗ 
amter 


Buchhalter 


Kaſſenleiter 
oder ein durch 
den Geſchäfts⸗ 
plan zu beſtim⸗ 
mender Beamter 
der Amtskaſſe 


Buchhalter 


Zeitraum,. 
für den die Bücher, 
Nachweiſungen und 


Verzeichniſſe 
zu führen find 


Rechnungsjahr 


Rechnungsjahr 
auf Weiſung des 
Kaſſenleiters für 

mehrere Rech⸗ 

nungsjahre 


Rechnungsjahr 


Für mehrere 
Rechnungsjahre 


Bei Einrichtung und Führung Baan Hinweis 
der Bücher, Nachweiſungen und Bere geſtatteten Finanz ⸗ 


zeichniſſe iſt beſonders zu beachten | „lien zu beachten auf 


graphen der Buch O, die Erhebung durch 
die BR in der Straß O vom 20. März 
1935, R Bl Seite 159, geregelt. 


Zu II 2: 


Zu den Sollkarten jedes Steuer⸗ 
bezirks iſt ein Titelblatt nach Muſter 9 


BuchO zu führen. Wenn Sollkarten 58 32 und 38 
für mehrere Steuerbezirke in einem BuchO 
Karteikaſten untergebracht ſind, wird zu Muſter 7 und 8 
den in einem Karteibehälter aufbewahr⸗ 

ten Sollkarten ein Titelblatt geführt. 49 BuchO 


Hinweis auf 88 34 Abſatz 3 und 50 Ab⸗ 
ſatz 3 BuhO und Band 19 der Bücherei 
des Steuerrechts Seiten 69 und 70. 


Muſter 10 und 11 


Zu II 20: 
Das Sollbuch iſt |} 91 Buch 
in Form eines Muſter 23 und 

Loſeblattbuchs, 24 A und 24 N 
das Titelblatt 
nach Muſter 25 
Buchd zu führen. 

Zu II 2d: 

Die im Laufe eines Rechnungsfahrs 
abgeſchloſſenen Kontenkarten (Konten) 
find am Schluß dieſes Rechnungsjahrs 
von einem vom Vorſteher des Finanz⸗ 
amts damit beauftragten Beamten zu 
übernehmen und unter Verſchluß auf⸗ 
zubewahren. Hinweis auf den Erlaß 
vom 13. Juli 1933 — H 2075 — 1/38 P 
Abſchnitt V. 


Zu II3 und 4: 
Auf der Titelſeite iſt ein Verzeichnis 


der angelegten Abſchnitte zu führen. 9.114 AKO 
Hinweis auf Band 19 der Bücherei des Muſter 40 
Steuerrechts Seiten 70 bis 72. 
Zu II 8a und 4: 

Der Buchhalter hat allmonatlich § 10 9114 AKO 


Muſter 41 und 


Abſatz 3 letzter Satz An O gemäß durch 9 BB Absätze 2.4 
e 7 


Namenszeichen anzuerkennen, daß je 


nach Lage des einzelnen Falles das für und 5 AKO 
die Abwicklung Erforderliche veranlaßt 
worden iſt. Die Bücher ſind viertel ⸗ 
jährlich aufzurechnen. 
e e 
Hinweis auf Band 19 der Bücherei 
des Steuerrechts Seiten 70 und 71. 
Zu II 4: 
Vorſchüſſe dürfen auch in einem Ab⸗ 8115 AKO 


ſchnitt des Verwahrungsbuchs nachge⸗ 
wieſen werden. 


Zu II5: 


Muſter 42 


Der „Anhang zum Abrechnungsbuch“ — 9116 AKO 
iſt bei den Zollkaſſen für die Abrech⸗ Muſter 43 und 
nung mit den Schlachtſteuerhilfſtellen Muſter 48 a 


zu führen. Hinweis auf Band 19 der 
57 des Steuerrechts Seiten 72 
und 78. 


Zu II 6 

Für jede in Betracht kommende Be⸗ 
darfskaſſe iſt ein Abrechnungskonto an⸗ 
zulegen. Hinweis auf die Erlaſſe vom 
26. April 1939 — 2044 — 50 VI, 
25. Mai 1939 — H 2044 — 80 VI und 
5. Oktober 1999 — H 2044 — 350 VI. 
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: i ücher, i A Te = Die mit Buchungs⸗ 
RT 1 9 80 Nach. 1 5 und | für Een die Bücher, Bei Einrichtung und Führung maſchtnen aus. Hinweis 
weſſeing n mat zu file Boden und] der Bücher, Nachweiſungen und Ver⸗ Beten Sinanz- a 
1 zo 1 aſſen haben 
Verzeichniſſe 7 ideen Äh zeichniſſe iſt beſonders zu beachten außerdem zu beachten 
III. Hilfsbücher: 
— Zu III 1: 
1. Tageskladde Kaſſier Fortlaufend Nur zu führen, wenn beſonderer 8117 AK d und 
Vorbuchführer beſtellt iſt. Hinweis auf 53 MDA 
Band 19 der Bücherei des Steuerrechts 
Seite 73. 
en eee e 
2. Poſtſcheckkonto⸗ " Auf Weiſung des] Auf Ausfüllung bon Spalte 6 iſt be⸗ — 118 AAO 
gegenbuch Kaſſenleiters für] ſonders zu achten. Hinweis auf Band 19 Muſter 44 
mehrere Rech⸗ der Bücherei des Steuerrechts Seiten 74 
nungsjahre und 75. 
Zu III 3: 

3. Girokontogegen⸗ 1 1 Eintragungen ſind 8 119 Abjah 2 — 8119 AKO 
bücher (Reichsbank ⸗ AKO gemäß vorzunehmen. Muſter 44 
girolontogegenbuch) Die an die Reichsbank einzuliefern⸗ 

den Schecke ſind mit der Hingabe oder 
der Abſendung an die Reichsbank mit 
der Geſamtſumme im Reichsbankgiro⸗ 
kontogegenbuch — Spalte 5 — zu 
buchen. Hinweis auf Anlage 2 8 6 
Abſatz 2, letzter Satz AKO und Band 19 
der Bücherei des Steuerrechts Seiten 75 
und 76. 

Zn r 

4. Schecküberwachungs⸗] Kaſſenleiter, Fortlaufend, Ge- Von den Eintragungen find im Durch⸗ — 8 120 AKO 
buch Kaſſier oder ein brauchsvordrucke ſchreibeverfahren zwei Durchſchriften zu Muſter 46 


beſonders be- ſind dafür in fertigen, die mit den Schecken der 
ſtimmter Be. Buchform her⸗ Reichsbank einzuſenden ſind; eine 


amter geſtellt Durchſchrift erhält die An mit dem 
Quittungsvermerk der Reichsbank 
zurück. 


Beſonderer Wert iſt auf die Aus- 
füllung der Spalte 7 zu legen. Hinweis 
auf Band 19 der Bücherei des Steuer 
rechts Seiten 76 und 77 und auf den 
[Erlaß vom 27. September 1939 
* H 2030 — 503 VI Ziffer 6. 


Zu III 5: 
5. Stundungsüber⸗ Buchhalter Auf Weiſung Be Auch in Karteiform zuläſſig. Hin⸗ — 121 AKO 
wachungsbuch Kaſſenleiters für] weis auf Band 19 der Bücherei des 
mehrere Jahre Steuerrechts Seite 77. 
Zu III 6: 
6. Aufſchubbuch * Rechnungs- Für jeden Steuerzweig iſt grundſätz ⸗ — 8122 AKO 
vierteljahr lich ein beſonderes Aufſchubbuch oder Abſatz 1 
mindeſtens ein beſonderer Abſchnitt zu Muſter 47 


führen. Hinweis auf Band 19 der 
Bücherei des Steuerrechts Seiten 77 


und 78. 

gu 111 7: 

7. Auftragsbuch 8 Rechnungsjahr | Das Auftragsbuch iſt auf Weiſung — 8 123 Abſatz 1 
des Kaſſenleiters zu führen. Hinweis AKO 
auf Band 19 der Bücherei des Steuer- Muſter 48 
rechts Seite 78. 
Zu III S: 2 Anlage 4 

8. Wertveränderungs⸗ Kaſſier Rechnungs⸗ Auf Weiſung des Vorſtehers von An - $ 4 zur URO 

buch viertelſahr mit erheblichem Zahlungsverkehr in Muſter 54 


fremden Geldſorten zu führen. Hin⸗ 
weis auf Band 19 der Bücherei des 
Steuerrechts Seite 79. 
IV. Sonſtige 
Bücher, Nachwei⸗ 
ſungen und Ver⸗ 


zeichniſſe: Zu IVI: 

1. Geld⸗ und Wertein⸗Kaſſenleiter oder | Auf Weiſung des Dieſes Buch iſt in zwei Abſchnitten zu — 9.124 ARD 
gangsbuch für den Kaſſier Kaſſenleiters für] führen. Hinweis auf 8 18 Abſatz 3 Muſter 49 
Poſtverkehr mehrere Rech- Buchſtaben a bis e AKO. Hinweis auf 


nungsjahre Band 19 der Bücherei des Steuerrechts 
Seiten 79 und 80. 
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Bezeichnung 
der Bücher, Nach⸗ 
weiſungen und 
Verzeichniſſe 


2. Überwachungsmit⸗ 
teilungen 


Die Bücher, 
Nachweiſungen und 
Verzeichniſſe 
hat zu führen 


oder aufzuſtellen 


Buchhalter 


Zeitraum. 
für den die Bucher, 
Nachweiſungen und 
Verzeichniſſe 
zu führen ſind 


Vom 1. bis 10. 


2 
„ 21. „ Ende 
des Monats 


Bei Einrichtung und Führung 
der Bücher, Nachweiſungen und Ver⸗ 
zeichniſſe iſt beſonders zu beachten 


3uIV2: 


Die Überwachungsmitteilungen ſind 
an die Reichshauptkaſſe oder an die 
Oberfinanzkaſſe am 11., 21. und 1. 
eines jeden Monats zu ſenden. Hinweis 
auf Band 19 der Bücherei des Steuer⸗ 
rechts S. 153. 


Zu IV3 bis 7: 


Die mit Buchungs⸗ 
maſchinen aus⸗ 
geſtatteten Finanz⸗ 
kaſſen haben 


außerdem zu beachten 


Hinweis 
auf 


865 AKO 
Muſter 11 


8. Einnahmenachwei⸗ Monatlich oder] Dieſe ſind der Oberfinanzkaſſe bis — 8102 Abſätze 1 
ſung A vierteljährlich [zum vierten Kalendertag, bis 4 AKO 
nicht bis zum vierten Werktag des Muſter 20 
4. Einnahmenachwei⸗ 15 folgenden Monats einzureichen. Die — 8 102 Abſätze 1 
fung B Nachweiſungen für das 4. Viertel des bis 4 AKO 
9 e iR 15 f zum Muſter 21 
! 5 . April oder, wenn dieſer auf einen 10 8102 Abſä 
5. 9 9 8 . Sonn- oder Feiertag fällt, bis zum vor- bis 4 ne! 
Era URNben Werktag 9881 be Muſter 22 
2 reichen. Hinweis au 1 ätze 10³ 
6. Ausgabenachweiſung „ und 3 15 102 Abſaß 9 AKO En en 
Band 19 der Bücherei des Steuerrechts Nuiter 23 
Seiten 84 und 85. 
Zu IV5 und 6: 
7. Abſchlußnachweiſung Rechnungs⸗ Dieſe ſind nur noch nach Ablauf eines — $ 101 Abſätze 2 
viertelſahr Rechnungsvierteljahrs einzureichen. und 3 AKO 
Hinweis auf den Erlaß vom 27. Sep⸗ Muſter 18 
tember 1939 — H 2030 — 503 VI. 
Zu IVS: 
8. Auszug aus dem Monatlich Dieſer iſt in doppelter Ausfertigung — 971 AKO 
Abrechnungsbuch der OFR mit den Einnahmenach⸗ Muſter 16 
weiſungen einzuſenden. Hinweis auf 
Band 19 der Bücherei des Steuerrechts 
Seiten 153 und 154. 
e ee 
9. Wertzeichen⸗ und Nach Abſchluß des über jede Art von Wertſcheinen, mit — 9.102 a AKO 
Wertſcheinabſchluß Rechnungsjahrs Ausnahme der Reichsverbilligungs⸗ Muſter 23 u 
ſcheine für Speiſefette, iſt ein Wert⸗ 
ſcheinabſchluß aufzuſtellen. Dieſer iſt F 
dem OF Präf bis zum 15. Mai jedes 
Rechnungsjahres vorzulegen. Hinweis 
auf Band 19 der Bücherei des Steuer- 
rechts Seite 85. 
Zu IV 10: 

10. Nachweiſung über 1 Die Nachweiſungen über die bis zum a 111 8 zu 
die bis zum Jahres: Jahresabſchluß nicht abgewickelten Bor. Ss 111 BONO 
abſchluß für das ſchüſſe und Verwahrungen ſind auf Muſter 9 
Rechnungsjahr nicht Grund des § 111 RRO und VB in Ver⸗ 
abgewickelten Vor⸗ bindung mit § 101 Abſatz 2 AKO auf⸗ 
ſchüſſe und Ver⸗ zuſtellen. 
wahrungen 

11. Verzeichnis über den Kaſſenleiter Rechnungsjahr — 8 20 MDR 
Stand der Schloß⸗ Probebuchungen 
zähler und der Lauf⸗ ſind beſonders 
nummern einzutragen und 

in der Vermerk⸗ 
ſpalte kenntlich 
zu machen. 

12. Verzeichnis über 1 Fortlaufend = 


$ 29 Abſatz 4 
Störungen im Be⸗ MDA 
triebe der Buchungs- 
maſchine 


